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Zusammenfassung  

Für eine tragfähige kommunale Wärmeplanung (KWP) sind eine solide Datengrundlage und die 
Einbindung wichtiger Akteure unerlässlich. Dafür sind ausreichende personelle Ressourcen und 
qualifiziertes Fachpersonal nötig. Neben Fachkräftemangel kann auch die Befristung von Stellen und 
hohe Fluktuation die ununterbrochene Umsetzung der anspruchsvollen Daueraufgaben gefährden. 
Besonders in kleinen Kommunen reichen die Mittel oft nicht für eine ausreichende 
Personalausstattung der KWP aus, wodurch die Qualität und Kontinuität der Planung und ihrer 
Umsetzung gefährdet ist.  

Laut unseren Praxispartner:innen können Lösungen für diese Problematik darin bestehen, 
Kompetenzen durch Schulungen auszubauen und interkommunal zusammenzuarbeiten, z. B. über 
ein Konvoi-Verfahren. Außerdem könnte entlasten, wenn eine bundes- oder landesweit 
zentralisierte Datenerhebung und -auswertung eingeführt würde. Kleine Kommunen mit bis zu 
10.000 Einwohner:innen können ein vereinfachtes Verfahren durchführen (§ 22 WPG). Alle 
Kommunen können zudem eine ‚verkürzte Wärmeplanung‘ (§ 14 Abs. 4 WPG) durchführen und nach 
einer Eignungsprüfung alle Gebiete, die nicht für eine zentrale Versorgung infrage kommen, direkt 
als dezentrale Versorgungsgebiete ausweisen. Um den Kapazitätsengpässen weiter 
entgegenzuwirken, wäre eine rechtliche Änderung denkbar, die das Einwohner:innenlimit für das 
vereinfachte Verfahren anhebt. 

Personelle Ressourcen können über Fördermittel erhöht werden, die unkompliziert zu beantragen 
sein sollten. Von den Praxispartner:innen wurde besonders hervorgehoben, dass es mindestens 
eine:n Wärmeplanungskoordinator:in geben sollte, die:der die KWP hauptverantwortlich betreut 
sowie Expertise und Erfahrungswerte bündelt und damit Kontinuität gewährleistet. Zudem ist es 
entscheidend, dass die Verwaltungsspitze die kommunale Wärmeplanung aktiv unterstützt und für 
die notwendige Ausstattung sorgt. 
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I. Beschreibung der Herausforderung 
Die folgende Beschreibung wurde auf Grundlage von Literatur sowie Ergebnissen aus den 
Befragungen, Workshops und Interviews mit unseren Praxispartner:innen erstellt. 

Um die Wärmewende auf lokaler Ebene voranzubringen, werden Fachkräfte benötigt. Denn eine 
tragfähige KWP muss auf soliden Daten basieren, Erwartungsmanagement gegenüber den 
Bürger:innen betreiben, alle wesentlich betroffenen Akteure beteiligen und Kommunikation 
zwischen den Akteuren fördern. Dies erfordert in den Kommunen sowohl eine ausreichende Anzahl 
an Stellen für die KWP als auch entsprechend qualifiziertes Personal. Oft gibt es in den Kommunen 
aber offenbar einen Mangel an Stellen und/oder an Fachkräften. Auch Lahmann & Weil (2024) sehen 
in der Pflicht zur Wärmeplanung für Kommunen eine Herausforderung, „sowohl in finanzieller 
Hinsicht als und vor allem auch in personeller Hinsicht (Fachkräftemangel)“. In einer KWW-Befragung 
gaben Kommunen aller Größen im Schnitt einen höheren „angemessenen“ Personalaufwand als 
ihren tatsächlich „eingesetzten“ an: Kommunen bis 100.000 Einwohner:innen gaben an, dass sie zur 
Erstellung des KWPs circa eine Vollzeitstelle einstellten, angemessen aber 0,2 bis 0,6 
Vollzeitäquivalente (VZÄ) mehr wären; Kommunen mit mehr als 100.000 Einwohner:innen hatten im 
Schnitt 1,6 bis 2,4 VZÄ zur Erstellung des KWPs im Einsatz, und gaben zusätzlich dazu einen 
Mehrbedarf von circa einer Vollzeitstelle an (KWW, 2024). 

Damit stehen Kommunen vor der Frage, wie sie die vielfältigen zusätzlichen Aufgaben während der 
Durchführung und Umsetzung der Wärmeplanung mit begrenzten Personalkapazitäten 
bewerkstelligen können (Interview Stadt BW-A; <100kE). In den Befragungen im Rahmen von W-rob 
wurden die Probleme bezüglich Kapazitäten und Kompetenzen/ Fachwissen der Mitarbeitenden 
mehrfach hervorgehoben. Fehlt Personal oder Know-how, beteiligen die Kommunen die in § 7 WPG 
genannten Akteure womöglich zu spät oder nicht ausreichend, darunter zum Beispiel 
die Öffentlichkeit und die aktuellen und künftigen Netzbetreiber. Insbesondere die optionalen 
Beteiligungen (§ 7 Abs. 3 WPG), von zum Beispiel den potenziellen Wärmeproduzenten, leiden, so 
wird berichtet, häufig darunter (für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Akteurs-Orchestrierung und 
Zusammenarbeit mit Netzbetreibern“). 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-6_Akteurs-Orchestrierung-Zusammenarbeit-mit-Netzbetreibern.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-6_Akteurs-Orchestrierung-Zusammenarbeit-mit-Netzbetreibern.pdf
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Problematisch ist zudem die Befristung von Stellen, weil sie die Kontinuität der KWP erschwert. In 
einem Interview wird speziell auf die Befristung der vom Land Baden-Württemberg geförderten 
Stellen auf häufig zwei bis drei Jahre hingewiesen, wodurch „es dann sehr schwierig ist, dort 
langfristig eine kommunale Wärmeplanung, die ja über viele Jahre geht, […] so durchzuführen, dass 
[…] nichts verloren geht an den Tätigkeiten, die schon gemacht wurden“ (Interview Stadt BW-B; 
<100kE). Die ohnehin kurzen Laufzeiten seien darüber hinaus häufig durch weitere Personalwechsel 
unterbrochen.  

Sowohl die W-rob-Praxispartner:innen als auch Stimmen aus der Literatur beschreiben, dass kleine 
Kommunen besonders von mangelnden Ressourcen und Kapazitäten betroffen seien. So beschreibt 
Urbansky (2024), dass große Städte häufig schon Erfahrungen mit Fernwärmenetzen mitbringen 
würden, während kleineren Kommunen dieses Fachwissen oft fehle. Grundsätzlich ist in kleineren 
Kommunen im Vergleich zu Großstädten in der Regel weniger Verwaltungspersonal für die 
Wärmeplanung verfügbar, sodass sich insbesondere dort personelle Kapazitätsprobleme zeigen 
(Antoni et al., 2022, Kluge et al., 2023). Diese Problematik besteht im gesamten Klimaschutz: Eine 
Studie des Umweltbundesamts (Sieck, 2024) zeigt auf, dass einige Kommunen kein Personal für ein 
gesondertes Klimaschutzmanagement haben. Kleine Kommunen können häufig also keine eigene 
Stelle für die KWP einrichten, sodass das Personal dort vor der Herausforderung steht, sich parallel 
zum laufenden Tagesgeschäft in die Thematik und Anforderungen der Wärmeplanung einzuarbeiten 
und diese als Zusatzaufgabe zu begleiten. Während in der Durchführungsphase der KWP (Planung) 
noch viel auf Dienstleiter ausgelagert werden kann, braucht es spätestens in der Umsetzungsphase 
ausreichend Kapazitäten in der kommunalen Verwaltung selbst (Interview Energieagentur BW-A). 

II. Lösungsansätze 
Die folgenden Lösungsansätze und Handlungsoptionen wurden auf Grundlage von Interviews, 
Literatur sowie Ergebnissen aus den Befragungen unserer Praxis-partner: innen zusammengestellt. 

1. Personelle Ressourcen erhöhen und bündeln 

Um den Ressourcenmangel zu verringern, fordern Köhler et al. (2024), dass öffentliche Fördermittel 
zugänglicher gemacht und neue Stellen geschaffen werden. Zum Kompetenzaufbau in den 
Kommunalverwaltungen wurden von unseren Praxispartner:innen auch Schulungen und/oder 
Coachings sowie Leitfäden empfohlen. Die Beratung in den Beratungsstellen (z.B. ingenieur-
technische oder juristische Unterstützung) reiche oft nicht aus; es brauche intensivere und fachlich 
tiefgehendere Angebote. Nicht unterschätzt werden solle auch der Wechsel von Wärmeplanung zu 
Wärmeplanumsetzung, wo neue Fähigkeiten in der kommunalen Verwaltung benötigt werden und 
deshalb ein entsprechendes „capacity building“ stattfinden sollte (Interview Planungsbüro A-1). Siegl 
(2025, S. 96) kommt zu dem Ergebnis, dass sich Kommunen wünschen, besonders in der Umsetzung 
der Wärmeplanung stärker unterstützt zu werden, da es eine Diskrepanz zwischen den 
Fördermöglichkeiten für Planung und Umsetzung gibt. So sollten auch für die Umsetzung spezielle 
Förderungen für kleine oder finanzschwache Kommunen aufgesetzt werden (ebd.)  

Dem Fachkräftemangel könne auch mit der Beauftragung von Dienstleistern und der Erschaffung 

einer Job-Börse für qualifiziertes Personal (REF) begegnet werden. Personalstellen oder externe 

Unterstützung können auch durch das KfW-Programm 432 „Energetische Stadtsanierung – 

Zuschuss" finanziert werden. Dort gibt es die Möglichkeit, ein Integriertes Quartierskonzept oder ein 

Sanierungsmanagement fördern zu lassen. 

Von den Praxispartner:innen wurde besonders hervorgehoben, dass es ein bis zwei haupt-

verantwortliche Wärmeplanungskoordinator:innen geben sollte, die die KWP als ihre Hauptaufgabe 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energie-Versorgung-und-Netze/Energetische-Stadtsanierung-(432)
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energie-Versorgung-und-Netze/Energetische-Stadtsanierung-(432)
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verstehen (z. B. Interviews Forschungsinstitut A, Energieagentur BW-A) und idealerweise sowohl 

über technisches als auch kommunikatives Know-how verfügen (Interview Energieagentur BW-B-1). 

Nur damit sei ausreichend Zeit vorhanden, die KWP erfolgreich durchzuführen. Diese Stellen der 

„Wärmewendekümmerer:innen“ sollten unbefristet sein, und die Verwaltung sollte die KWP 

organisatorisch fest verankern, etwa in der Stadtentwicklung, um Kontinuität zu gewährleisten. Das 

wiederum könne auch die Motivation der anderen kommunalen Mitarbeitenden erhöhen, bei der 

Umsetzung zu kooperieren (z.B. Tiefbauamt). Häufige Personalwechsel stellten gerade bei kleineren 

Kommunen eine Herausforderung dar. Hier sei es wichtig, neuen Mitarbeiter:innen den Einstieg 

durch eine gute Einarbeitung in Verwaltungsarbeit und die Handlungsfelder der kommunalen 

Wärmewende zu erleichtern. Energieagenturen können dafür Informationen bereitstellen und die 

Kommunen bei dem Wissenstransfer an Neueinsteiger:innen unter-stützen (Interview 

Energieagentur BW-A). Auch in kleinen Kommunen sollte mindestens eine halbe Stelle für die KWP 

eingeplant werden (Interview Planungsbüro A-1).  

Um diesen Personalbedarf zu finanzieren, müssten die Länder die Konnexitätszahlungen aufstocken. 

Aktuell zahlen die Länder i.d.R. einen Pauschalbetrag für die Planungsphase plus eine zusätzliche 

Unterstützung, deren Höhe von der Einwohner:innenzahl abhängt, vgl. z. B. § 34a KlimaG BW1, § 8 

LWPG NRW2, § 5 VO Wärmeplanung Hessen3. Kleine Kommunen erhalten nach diesem Konzept 

verhältnismäßig mehr Unterstützung als einwohnerstarke Kommunen. Dieses Prinzip kann 

beibehalten werden, aber der Pauschalbetrag je Bundesland sollte überprüft und ggf. erhöht werden 

(vorgeschlagen werden Erhöhungen auf insgesamt 0,3-1 VZÄ). Hier ist zu beachten, dass die 

Konnexitätszahlungen erheblich variieren: Während in Nordrhein-Westfalen jede Kommune, 

unabhängig von ihrer Größe einen Sockelbetrag von 165.000 Euro zuzüglich 1,36 Euro je 

Einwohner:in erhält, sind es in Baden-Württemberg, wo auch schon vor dem WPG eine Verpflichtung 

zur Wärmeplanung bestand, im Hinblick auf das WPG nur 5.000 Euro zuzüglich 9 Cent je 

Einwohner:in für Städte mit mehr als 100.000 Einwohner:innen und 14.000 Euro zuzüglich 22 Cent 

je Einwohner:in für kleinere Städte. 

Zur Finanzierung einer Stelle zur Koordination (der Umsetzung) der Wärmeplanung kann es im 

Einzelfall auch ein Lösungsansatz sein, auf kommunale finanzielle Förderprogramme, z.B. für die 

Anschaffung einer Wärmepumpe oder eine energetische Sanierung, zu verzichten (Stadt BW-B; 

<100kE). Hier ist die Hoffnung, dass eine Vollzeit-„Wärmewendekümmerin“ die Umsetzung der KWP 

besser vorantreiben kann als finanzielle Anreize für einzelne Bürger:innen es würden (ebd.).  

Ressourcen lassen sich bündeln, wenn ein:e Klimaschutzmanager:in für zwei Kommunen zuständig 

ist: Die beiden Kommunen Bretten (ca. 30.000 Einwohner:innen) und Gondelsheim (ca. 4.000 

Einwohner:innen) in Baden-Württemberg teilen sich einen Klimaschutzmanager, der vier Tage pro 

Woche in Bretten und einen Tag pro Woche in Gondelsheim tätig ist (Stadt Bretten, 2022). So können 

Ressourcen gespart und Synergieeffekte bestmöglich genutzt werden, auch im Hinblick auf 

interkommunale Zusammenarbeit im Bereich der KWP.  

  

 
1 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (Klimagesetz Baden-
Württemberg – KlimaG BW) vom 7. Februar 2023. 
2 Gesetz zur Einführung einer Kommunalen Wärmeplanung in Nordrhein-
Westfalen Landeswärmeplanungsgesetz NRW – LWPG) vom 10. Dezember 2024. 
3 Verordnung zur kommunalen Wärmeplanung in Hessen vom 12. November 2025. 
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2. Zentralisiere Datenerhebung und -auswertung 

Um die komplexe KWP zu erleichtern, brauchen Kommunen „niederschwellige, bundes- oder 
landeszentral angebotene Datengrundlagen“. Um effizienter zu arbeiten und weniger Kapazitäten 
zu binden, könnten Bund oder Länder die Daten zentral erheben und digital den 
planungsverantwortlichen Stellen bereitstellen. Die begrenzten (personellen) Kapazitäten von 
Kommunalverwaltungen und Dienstleistern könnten sich dadurch auf die Akteursbeteiligung und 
Umsetzung der KWP fokussieren.  

„[W]eil einfach ein Riesenaufwand betrieben wird, um über Geoinformationssysteme Daten 
aufzubereiten. Und es macht jede Kommune und jedes Ingenieurbüro auf seine, ihre eigene 
Art und Weise, anstatt dass man sagt, lasst uns doch die Schornsteinfeger-Daten auf eine 
standardisierte Art und Weise irgendwo in der zentralen Stelle eingeben, genauso wie die 
Energieverbrauchsdaten, leitungsgebunden, Strom, Gas und so weiter, um das dann auf 
dieselbe vergleichbare Art und Weise auszuwerten und den Kommunen und den Stadtwerken 
und sonstigen Energieversorgungsunternehmen als gemeinsame Planungsgrundlage zur 
Verfügung zu stellen. Also aus Effizienzgesichtspunkten ist das krass, was da passiert, 
dadurch, dass jede Kommune das einzeln machen muss. Hinzu kommt ja dann auch [...], dass 
viele Kommunen gar nicht über das ausreichende Know-how dafür verfügen“ (Interview Stadt 
BW-D; <100kE) 

Ebenso wäre es wünschenswert, dass Netzbetreiber für die Erstellung der Transformationspläne 
auch Zugriff auf die gleichen Daten erhielten, die die Kommunen für die Erstellung des KWP nutzen 
(Interview Forschungsinstitut A). 

3. Interkommunale Zusammenarbeit & Konvoi-Verfahren 

Ein weiterer Lösungsansatz ist die interkommunale Zusammenarbeit, z. B. in Form von 
interkommunalen Netzwerken für den Austausch der für die KWP verantwortlichen Mitarbeitenden. 
Ebenso befürworten unsere Praxispartner:innen interkommunale Informations- und Austausch-
Runden mit Expert:innen. 

Außerdem gibt es die Möglichkeit, das sogenannte Konvoi-Verfahren anzuwenden, das allen 
Kommunen offensteht, aber besonders für kleinere Kommunen interessant ist. Im Konvoi-Verfahren 
schließen sich mehrere Kommunen für die Wärmeplanung zusammen. Das Endergebnis können 
dann entweder ein gemeinsamer Wärmeplan, der auf alle beteiligten Kommunen eingeht, oder 
gemeindespezifische Wärmepläne mit einem übergreifenden Bericht für den gesamten Konvoi sein 
(Siegl, 2025, S. 47). § 4 Abs. 3 S. 2 WPG stellt den Bundesländern frei, ein Konvoi-Verfahren zu 
ermöglichen. Dies wurde auch in allen Bundesländern umgesetzt, die bereits das WPG auf 
Landesebene überführt haben. Die Kommunen stoßen das Konvoi-Verfahren meist selbst an. Es 
eignet sich insbesondere für Kommunen, die räumlich eng beieinander liegen und ähnliche zeitliche 
Vorstellungen zur KWP haben (Interview Energieagentur BW-A). Es biete sich außerdem besonders 
dann an, wenn gemeinsame erneuerbare Wärmequellen bestehen, die bestehende Infrastruktur 
gekoppelt ist oder sonstige Akteure, wie z.B. ein Wärmeversorger, in allen beteiligten Kommunen 
aktiv ist (Interview Energieagentur BW-A). Ein von Siegl (2025) befragtes Stadtwerk, das eine Konvoi-
Koordination durchgeführt hatte, gab an, dass das Konvoi-Verfahren Hemmnisse kleiner Kommunen 
gegenüber der Wärmeplanung reduzieren könne. Eine befragte Energieagentur lobte die höhere 
Dynamik im Prozess; eine befragte Gemeindeverwaltung gab an, dass es im Konvoi einfacher 
gewesen sei, die Aufmerksamkeit des Energieversorgers zu bekommen (ebd.). Ein befragtes 
Landratsamt hob hervor, dass eine landkreisweite Wärmeplanung ein „flächendeckendes und 
zeitgleiches Vorgehen“ ermögliche und die „Maßnahmenumsetzung gut zu koordinieren sei“ (Siegl, 
2025, S. 57). Bei Konvois auf Gemeindeebene ergäben sich Chancen durch den fachlichen Austausch 
zwischen den Konvoi-Kommunen, insbesondere falls nur ein Teil der beteiligten Kommunen ein 
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eigenes Klimaschutzmanagement habe, was die „Effizienz und Qualität der Arbeit steigern könne“ 
(ebd.)  

Eine Kommune übernimmt die Rolle des Konvoiführers, gibt Informationen an alle beteiligten 
Konvoi-Kommunen weiter und koordiniert Aufgaben wie die Dateneinholung. Dies lasse eine 
Arbeitserleichterung vor allem für kleine Kommunen erwarten (Siegl, 2025). In der Praxis 
funktioniere das aber nicht immer, sodass die Dienstleister, wie z.B. Energieagenturen, separat mit 
den verschiedenen Konvoi-Kommunen arbeiten müssen (Interview Energieagentur BW-A). Dennoch 
betonen verschiedene von Siegl (2025) befragte Gemeinden, dass es zu einer Bündelung personeller 
Mittel und einer Reduktion des gemeindespezifischen Aufwands käme. Ebenso seien Zeitersparnisse, 
z.B. durch gemeinsame Kommunikationsmaßnahmen oder Informationsveranstaltungen, sowie 
Kostenersparnisse durch die gemeinsame Beauftragung eines Ingenieurbüros möglich (ebd., S. 58). 
Die Ressourceneinsparung hebt das Konvoi-Verfahren von sonstigen Formaten der 
interkommunalen Zusammenarbeit, wie z.B. Austauschrunden, ab (Siegl, 2025, S. 78). Außerdem 
gibt es hohe Förderungen für Konvois, die den Konvoi-Zusammenschluss für viele Kommunen 
attraktiv machen (ebd.) Hilfreich kann sein, pro beteiligte Kommunen eine klare Ansprechperson zu 
definieren und zur Kapazitätsentlastung einen externen Dienstleister zu beauftragen (Siegl, 2025, S. 
77). Insgesamt empfehlen die von Siegl (2025, S. 94) befragten Kommunen die interkommunale 
Zusammenarbeit wegen der Ressourcen-Einsparung (Zeit, Personal, finanzielle Mittel) und des 
Wissens- und Erfahrungsaustauschs an andere Kommunen. Außerdem habe das Konvoi-Verfahren 
das Potenzial, Kommunen zu aktivieren, die sich sonst allein noch nicht mit der Wärmeplanung 
beschäftigt hätten (Siegl, 2025, S. 97).  

Zugleich bringen Konvoi-Verfahren auch eigene Herausforderungen mit sich: So gibt es einen 
höheren Abstimmungs- und Koordinationsbedarf, der insbesondere für den Konvoiführer eine 
Mehrbelastung darstellen kann (Siegl, 2025, S. 59; Interview Energieagentur BW-A). Schwierigkeiten 
in der Koordination könnten außerdem einen Teil der Kommunen in ihren Ambitionen bremsen. 
Ebenso herrscht die Befürchtung, dass „Details aufgrund des höheren Abstraktionsniveaus, durch 
die größere betrachtete Fläche, vernachlässigt werden könnten“ (ebd.) Die von Porth et al. (2019) 
beschriebenen Nachteile interkommunaler Zusammenarbeit, wie z.B. Schwierigkeiten in der 
Kompromissfindung oder Probleme durch Konkurrenzkampf wurden hingegen von den von Siegl 
(2025, S. 76) befragten Kommunen nicht bestätigt. 

Den Energieagenturen kommt im Konvoi-Prozess häufig eine moderierende Rolle zu; zum Teil 
unterstützen sie bei der Initiierung und Ausschreibungen, in anderen Fällen bieten sie eine volle 
Prozessbegleitung an (Interviews Energieagenturen BW-A und BW-B-1). Krug & Proggemann (2024) 
beschreiben Energie- und Klimaschutzagenturen als Lösungsansatz für Kapazitätsprobleme und 
schlagen eine durch sie koordinierte Zusammenarbeit vor, sodass nicht jede Kommune einzeln 
Personalstellen schaffen muss.  

Erfolgsfaktoren für interkommunale Zusammenarbeit im Bereich Wärmeplanung sind ein gutes 
Verhältnis zwischen den kommunalen Verwaltungen und insbesondere den Verwaltungsspitzen, 
idealerweise erprobt durch vorangegangene Zusammenarbeit oder sogar bestehende 
Kooperationen (z.B. gemeinsame:r Klimaschutzmanager:in) für beide Kommunen (Interview 
Energieagentur BW-A; Siegl, 2025). Für Konvois gilt im Speziellen, dass im Vorfeld eine „gute 
Abstimmung innerhalb der Verwaltungen“ (ebd.) zu den Aufgaben des Konvoiführers und der 
einzelnen Kommunen stattfinden sollte. Auch räumliche Nähe und bestehende infrastrukturelle 
Verknüpfungen können als Erfolgsfaktor aufgefasst werden (ebd.) Die von Siegl (2025) befragten 
Konvoi-Gemeinden sehen alle einen Mehrwert im Konvoi-Verfahren. In Bezug auf die ideale Konvoi-
Größe gibt es unterschiedliche Ansichten: Eine Gemeinde empfahl, dass sich maximal fünf 
Gemeinden zusammenschließen sollten, während eine andere den Zusammenschluss auf 
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Landkreisebene befürwortete. Um die Koordination nicht zu kompliziert zu machen, empfehlen 
Ortner et al. (2024) die Zusammenarbeit von höchstens zehn bis zwölf Kommunen. 

Auch bei interkommunaler Zusammenarbeit, z.B. im Konvoi, wird es Themengebiete geben, die 
individuell je Kommune angegangen werden müssen, z.B. die Ansprache und Einbindung der 
jeweiligen Gemeinderäte (Interview Energieagentur BW-A). 

4. Verkürztes Verfahren 

Alle Kommunen können eine verkürzte Wärmeplanung (§ 14 Abs. 4 WPG) durchführen und nach 
einer Eignungsprüfung alle Gebiete, die nicht für eine zentrale Versorgung infrage kommen, direkt 
als dezentrale Versorgungsgebiete ausweisen. Eine besondere Erleichterung könnte sich für 
Kommunen ergeben, die entweder schon ein flächendeckendes Wärmenetz haben oder bei denen 
aufgrund eines fehlenden Ortszentrums schon absehbar ist, dass ein Wärmenetz nicht in Frage 
kommt (Interview Energieagentur BW-B-1). Dann wäre denkbar, dass für die ganze Kommune die 
Option Wärmenetz gar nicht mehr geprüft werden muss – das betreffe aber nur sehr wenige 
Kommunen, und der Prozess, diese komplette Verkürzung genehmigt zu bekommen, sei komplex 
(Interview Energieagentur BW-B-1). 

5. Lösungen für kleine Kommunen – Vereinfachtes 

Verfahren 

Das vereinfachte Verfahren dürfen Gemeinden mit bis zu 10.000 Einwohner:innen anwenden. Auch 
hier stellt es § 4 Abs. 3 S. 1 WPG den Bundesländern frei, ein vereinfachtes Verfahren zu ermöglichen. 
Analog zum Konvoi-Verfahren haben alle Bundesländer, die das WPG bereits in Landesrecht 
umgesetzt haben, auch ein vereinfachtes Verfahren ermöglicht. Dabei werden alle Schritte der KWP 
weiterhin durchgeführt, eine gängige Vereinfachung stellt jedoch die Verkleinerung des Kreises der 
zwingend zu beteiligenden Akteure dar (§ 22 WPG). Das Landesgesetz von NRW (LWPG NW) wurde 
für seine Ausnahmeregelungen für kleine Kommunen gelobt (Interview Planungsbüro-A). Dort sind 
eine Durchführung der Wärmeplanung ausschließlich mit öffentlich zugänglichen Daten 
(Bedarfsdaten statt Verbrauchsdaten) (§ 4 Abs. 4 LWPG NW), der Verzicht auf die Differenzierung 
nach Endenergiesektoren bei Bestandsanalyse und Zielszenarios (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 u. 2 LWPG NW) 
sowie eine reduzierte Beteiligung (§ 4 Abs. 2 Nr. 1 LWPG NW) erlaubt. 

Da besonders kleine Kommunen unter dem Ressourcenmangel leiden, wurde zudem „mehr 
Ausgestaltungsspielraum der Länder beim Vereinfachten Verfahren“ (Befragungsrückmeldung 
Energieagentur BW-C) gefordert. So könnte das Vereinfachte Verfahren beispielsweise auch für 
Kommunen mit bis zu 20.000 oder bis zu 30.000 Einwohner:innen ermöglicht werden (Interview 
Energieagentur BW-A). Außerdem wird die „Abschaffung der Pflicht zur Erstellung von Wärmeplänen 
für sehr kleine (Einzel-)Gemeinden < 5.000 EW“ (Interview Planungsbüro-A) gefordert. Letzteres 
könnte allerdings dazu führen, dass sehr viele Gemeinden von der Pflicht befreit und sich dann 
gegebenenfalls weniger mit Möglichkeiten erneuerbarer Wärmeversorgung befassen würden, was 
den Zielen der Wärmewende entgegenstehen könnte. Eine Alternative zur Abschaffung dieser Pflicht 
könnte daher die ‚Hochzonung‘ auf Kreisebene sein. Das könnte eine Lösung angesichts der 
entstehenden Personalengpässe und der Steigerung der Kosten der Dienstleistungen von 
Planungsbüros im Rahmen der bundesweiten Verpflichtung zur Verabschiedung eines KWP bis 2028 
darstellen. Ein möglicher Lösungsansatz zur Bewältigung der Kapazitätsengpässe, der jedoch nur als 
ultima ratio zu sehen ist, da er die Wärmewende potenziell ausbremst, wäre eine Aufschiebung der 
Frist zur Erstellung der Wärmepläne (Interview Energieagentur BW-A). Zunächst sollte eine 
Erhöhung der Konnexitätszahlungen geprüft werden. 

Bei den zentralen Fragen der KWP dürften kleine Kommunen allerdings keine Abstriche machen: 
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„Also wann ist ein Plan erfolgreich? [...] Wenn er eine gute Grundlage für die Umsetzung 
bietet. [...] Sie müssen sich für jedes Gebiet wirklich solide die Frage gestellt haben, lohnt sich 
hier eine zentrale [...] Wärmenetzinfrastruktur? Und auch, wie geht es mit dem Gasnetz 
weiter? Wann erfolgt [...] eine Stilllegung? Also [...] das Wann muss noch nicht [...] unbedingt 
beschrieben werden, aber [...] wie kann [...] die Stilllegung des Gasnetzes [...] angegangen 
werden? Also wie kann der Prozess initiiert werden? Ich glaube, die Frage sollte [...] am 
Schluss überall stehen. Und [...] auch welche lokalen Möglichkeiten habe ich [...] mit Blick auf 
EEs, erneuerbare Energien, die ich einbinden kann? [...] also, wie kann ich den Prozess 
initiieren [...] bei der Gasnetzstilllegung? Wie kann ich ein etwaiges Wärmenetz aufbauen? 
Also eine solide [...] gut ausgearbeitete Umsetzungsstrategie. Alles, was ich mir davor sparen 
kann, weil ich keine Verbrauchsdaten verwende, sondern öffentlich zugängliche Daten, sollte 
ich [...] hinten aufwenden, um da wirklich [zu] überlegen, wen brauche ich jetzt, um ins Tun 
zu kommen?“ (Interview Forschungsinstitut A) 

In der Umsetzungsphase des KWP hängen die benötigten Kapazitäten in kleinen Kommunen sehr 
von der gewählten Versorgungsart ab. Soll die ganze Kommune dezentral (z.B. über Wärmepumpen) 
mit Wärme versorgt werden, braucht es in der Kommune lediglich eine Ansprechperson, die 
Informationsmaterial (z.B. von Energieagenturen) an die Bürger:innen verteilt. Soll jedoch ein 
Wärmenetz aufgebaut werden, sind mehr Kapazitäten und ein proaktiveres Auftreten der Kommune 
notwendig (Interview Forschungsinstitut A).  

Grundsätzlich sollten Maßnahme-Empfehlungen, die von Wissenschaft, Energieagenturen und 
anderen Akteuren erarbeitet werden, die Größe der Kommune und deren finanzielle und personelle 
Ressourcen berücksichtigen; und die Umsetzung sollte sich auf kleinere, konkret machbare Schritte 
fokussieren (Interview Stadt BW-C; <100kE).  

Siegl (2025, S. 74, 95) kommt allerdings auch zu dem Ergebnis, dass kleine Kommunen nicht nur 
Nachteile in der Wärmeplanung durch geringere Ressourcen haben, sondern auch Vorteile, 
insbesondere die geringere Anzahl an einzubeziehenden Akteuren, die häufig ohnehin schon in 
engem Austausch stehen, sowie häufig die geringere Komplexität der Potenzialanalyse. Dies mache 
den Prozess der KWP, verglichen mit dem in Großstädten, deutlich einfacher (ebd., vgl. 
Guckelberger, 2024). 

Vergleich 

Im folgenden Absatz werden die Lösungsansätze aus der Praxis mit Lösungsansätzen aus der Literatur 
verglichen. 

Die Praxispartner:innen bestätigen größtenteils die Empfehlungen in der Literatur zur Erhöhung 
personeller und finanzieller Ressourcen sowie interkommunaler Zusammenarbeit. Zentral sei, dass 
mindestens einer/eines „Wärmewendekümmer:in“ in der kommunalen Verwaltung existiert, der:die 
für die KWP hauptverantwortlich ist und diese nicht im Nebengeschäft erledigen muss. 
Interkommunale Zusammenarbeit sei besonders ratsam, wenn bereits Verbindungen zwischen den 
Kommunen bestünden, über geteilte Infrastruktur, gemeinsame Akteure oder bestehende 
Kooperationen. Zusätzlich wurde von den Praxispartner:innen noch eine zentralisierte 
Datenerhebung und -auswertung vorgeschlagen sowie der Nutzen des vereinfachten Verfahrens für 
kleine Kommunen aufgezeigt. 
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III. Fazit & Handlungsempfehlungen 
Gelingensbedingungen und Grenzen für die genannten Lösungsansätze sowie erste 
Handlungsempfehlungen können wie folgt zusammengefasst werden: 

Um die Qualität und Geschwindigkeit der Wärmewende in den Kommunen zu vergrößern können 
Bund und Länder die Differenz zwischen dem Aufwand für KWP bzw. deren Umsetzung und 
bestehenden finanziellen Mitteln ausgleichen. Laut unseren Praxispartner:innen sollten die 
Kommunen in die Lage versetzt werden, mindestens ein bis zwei feste Stellen für 
hauptverantwortliche Wärmeplanungskoordinator:innen mit unbefristeten Stellen zu finanzieren 
(bei kleinen Kommunen mind. eine halbe Stelle). Diese Wärmeplanungskoordinator:innen sollten 
idealerweise über ein Verständnis für die rechtlichen, technischen und kommunikativen 
Anforderungen der KWP verfügen. Wichtig ist, dass die Stelle über die Aufstellung des Wärmeplans 
hinaus bis zu dessen Umsetzung besteht. Dazu bedarf es einer Erhöhung der 
Konnexitätszahlungen. Weiterbildungsangebote für die Wärmeplanungskoordinator:innen können 
zur Qualität der KWP und ihrer Umsetzung beitragen. 

Interkommunale Zusammenarbeit kann eine sinnvolle Lösungsstrategie sein. Allerdings sind Konvoi-
Verfahren offenbar stark vom Timing und existierenden Strukturen in den Kommunen abhängig, und 
es bedarf einer guten Abstimmung innerhalb der Verwaltungen im Vorfeld zu den Erwartungen und 
Aufgaben der einzelnen Kommunen und des Konvoi-Führers. Solche Prozesse hängen auch von einer 
früheren, erfolgreichen Zusammenarbeit der kommunalen Verwaltungen ab, inklusive deren 
Leitungen. Weiter sei sehr förderlich, wenn derselbe Netzbetreiber in allen Konvoi-Gemeinden aktiv 
wäre. Ob ein Konvoi-Verfahren bzw. interkommunale Zusammenarbeit sowohl seine Ziele erreichen 
und wirkliche Entlastung bieten kann, bleibt also im Einzelfall zu entscheiden.  

Unterstützung erhalten Kommunen von Energieagenturen und von Dienstleistern. Insgesamt ist es 
jedoch eine zentrale Gelingensbedingung, dass der Wille zur Durchführung und Umsetzung der KWP 
auf kommunaler Ebene und in den Verwaltungsspitzen vorhanden ist. Oft ist es zentral, dass es in 
der Verwaltung(sspitze) eine Person gibt, z.B. eine:n Bürgermeister:in, die hinter der Wärmewende 
steht (Siegl, 2025, S. 74). Gerade in der Umsetzungsphase muss die Kommunalverwaltung selbst in 
der Maßnahmenplanung und -umsetzung aktiv sein. 

In einer Erhebung wird betont, dass Kommunen auch unabhängig von ihrer Größe sehr heterogen 
sind – nicht nur in Bezug auf die Potenziale für Wärmenetze, sondern auch in Bezug auf die 
Zusammensetzung und Bedürfnisse der Bürger:innen (Siegl, 2025). Die vorgestellten Lösungsansätze 
müssen daher individuell auf die Kommune abgestimmt werden. Mehrere Praxispartner halten 
darüber hinaus fest: Würde die Wärmeversorgung eines Tages zur kommunalen Daseinsfürsorge 
gezählt und der Rechtsrahmen entsprechend angepasst, würde das auch die angemessene 
Ausstattung der Kommunen wesentlich erleichtern (Interviews Forschungsinstitut A und 
Planungsbüro A-1). 

Zusammenfassung der Handlungsempfehlungen (in den o.g. Quellen): 

1) Mit personellen Ressourcen und klarer Zuständigkeit die Wärmewende organisatorisch 
absichern: Kommunen sollten eine hauptverantwortliche Stelle für die Wärmeplanung 
einrichten, idealerweise unbefristet und mit technischer und kommunikativer Kompetenz. 

2) Kompetenzen aufbauen: Schulungen, Leitfäden und eine gute Einarbeitung neuer 
Mitarbeiter:innen helfen, Fachwissen in der Verwaltung zu sichern und Personalwechsel 
abzufedern.  

3) Interkommunal zusammenarbeiten: Gerade kleinere Kommunen sollten Konvoi-Verfahren 
oder andere Formen der Zusammenarbeit nutzen, wenn räumliche Nähe, gemeinsame 
Infrastruktur und/oder ähnliche Ziele bestehen. 
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4) Realistische Umsetzungsschritte priorisieren: In der Umsetzungsphase sollten Kommunen 
die lokale Versorgungsstruktur genau prüfen und Maßnahmen auf das fokussieren, was vor 
Ort tatsächlich machbar ist.  
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Über W-rob  

W-rob ist ein transdisziplinäres Projekt von Universität Freiburg, Universität Marburg, und 
des Next Economy Lab (NELA) mit vielen Praxispartner:innen. Es adressiert besonders 
kritische Herausforderungen bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung und der 
Umsetzung der Wärmepläne. Im Zentrum steht die Frage, wie die Wärmeplanung „sozial 
robust“ gelingen kann. Dazu tragen eine transparente Prozessgestaltung, akzeptierte 
Ergebnisse und die Aktivierung von Akteuren bei. Mehr Informationen zum Projekt gibt es auf 
unserer W-rob-Projektwebsite.  

Es gibt eine Reihe von Kurzstudien zu Herausforderungen und Lösungsansätzen bei 

der kommunalen Wärmewende aus der W-rob-Gruppe. 

 

https://uni-freiburg.de/w-rob/
https://uni-freiburg.de/w-rob/#Ergebnisse
https://uni-freiburg.de/w-rob/#Ergebnisse

